
32. Beilage im Jahre 1971 zu den Sitzungsberichten 
des XXL Vorarlberger Landtages

Regierungsvorlage Beilage 32

Gesetz
über eine Änderung des Sportgesetzes

Der V orarlberger Landtag hat beschlossen:

Das Sportgesetz, LGBl. Nr. 9/1968, w ird wie 
folgt geändert:

1. Der § 4 hat zu lauten:
„§ 4

Sicherung der Möglichkeiten 
zur Ausübung von Wintersport

(1) Gemeinden, Seilbahn- und Schilift­
unternehm en sowie in V orarlberg  beste ­
hende O rganisationen, deren satzungs­
gem äßer Zweck auch die Förderung des 
W intersports ist, sind berechtigt, auf 
Grundstücken, die gemäß §§24 und 25 des 
S traßengesetzes, LGBl. Nr. 8/1969, zum 
Schifahren oder Rodeln benützt w erden 
dürfen,
a) mit den dazu bestim m ten G eräten und 

M itteln die V oraussetzungen für die 
A usübung des Schi- und Rodelsports zu 
verbessern,

b) Zeichen anzubringen, die der Bekannt­
machung von V erordnungen gemäß 
§§ 2 und 5 oder sonst dem Schutz der 
körperlichen Sicherheit von M enschen 
vor den bei der A usübung des Schi- 
und Rodelsports entstehenden G efah­
ren dienen, den Standort von R ettungs­
einrichtungen angeben oder zur Durch­
führung von Sportveranstaltungen  e r­
forderlich sind,

c) R ettungsgeräte einzusetzen.
(2) Ä nderungen der Oberfläche von 

Grundstücken und ihres Pflanzenwuchses 
sowie die Errichtung und Erhaltung bau­
licher A nlagen fallen nicht un ter die Be­
stim m ungen des Abs. 1 lit. a.

(3) Die in den §§ 24 und 25 des S tra­
ßengesetzes, LGBl. Nr. 8/1969, sowie in 
den Abs. 1 und 2 zugunsten des Schifah­
rens und Rodeins eingeräum ten Rechte 
bestehen  auch zugunsten des Schibobfah­
rens.

(4) W enn durch M aßnahm en gemäß 
Abs. 1 und 3 W irtschaftserschw ernisse en t­
stehen, ist den N utzungsberechtigten auf 
deren A ntrag von denjenigen, welche die

M aßnahm en veran laß t haben, eine Ent­
schädigung zu leisten. Die Höhe der Ent­
schädigung ist nach M aßgabe der en tstan ­
denen W irtschaftserschw ernisse durch Be­
scheid festzusetzen. Vor Erlassung eines 
solchen Bescheides, gegen den kein Beru­
fungsrecht besteht, ist der G em eindevor­
stand anzuhören. Jede der Parteien  kann 
binnen drei M onaten ab Rechtskraft des 
die Entschädigung bestim m enden Beschei­
des die Festsetzung des Entschädigungs­
betrages bei jenem  Bezirksgericht begeh­
ren, in dessen Sprengel das betreffende 
Grundstück liegt. Im übrigen gelten die 
Bestim m ungen des § 47 Abs. 2 und 3 des 
Straßengesetzes, LGBl. Nr. 8/1969, sinn­
gemäß.

(5) Zur H erstellung oder A ufrechterhal­
tung von besonders w ichtigen Möglich­
keiten  der A usübung des Schi-, Schibob- 
und Rodelsports kann der G em eindevor­
stand
a) die Schaffung von H indernissen, ins­

besondere auch das Pflanzen von Bäu­
men und Sträuchern, untersagen,

b) die Beseitigung von H indernissen, ins­
besondere einzelner Bäume und S träu­
chen verfügen,

c) das Düngen von Grundstücken vom 
1. Dezember bis einschließlich O ster­
m ontag untersagen.
(6) Das Pflanzen von Bäumen und 

Sträuchern darf nicht un tersag t w erden 
(Abs. 5 lit. a), sofern nach forstrechtlichen 
Bestimmungen eine Aufforstungspflicht 
besteht. G ebäude gelten nicht als H inder­
nisse im Sinne der Bestim m ungen des 
Abs. 5 lit. a und b.

(7) W enn das W intersportgelände im 
Bereich m ehrerer Gem einden liegt, ist für 
M aßnahm en gemäß Abs. 5 die Bezirks­
verw altungsbehörde zuständig.

(8) Soweit durch M aßnahm en gemäß 
Abs. 5 und 7 verm ögensrechtliche Nach­
teile verursacht w erden, ist hiefür von der 
Gem einde als T rägerin von Privatrechten 
eine angem essene Entschädigung zu le i­
sten. Dies gilt nicht, w enn es sich um Maß-
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nahm en handelt, durch welche w eder die 
ordentliche Bewirtschaftung von G rund­
stücken noch andere schutzwürdige In te r­
essen beeinträchtigt w erden. W enn eine 
Einigung über die Entschädigung nicht zu­
stande kommt, kann jede der Parteien  die 
Festsetzung des Entschädigungsbetrages 
bei jenem  Bezirksgericht begehren, in des­
sen Sprengel das betreffende Grundstück 
liegt. Im übrigen gelten die Bestimmungen 
des § 47 Abs. 2 und 3 des Straßengesetzes, 
LGBl. Nr. 8/1969, sinngemäß."

2. Der § 5 hat zu lauten:
„§ 5

Motorschlitten
Zur V erm eidung von Gefährdungen, 

B ehinderungen und Belästigungen bei der 
A usübung von W intersport kann die Ge­
m eindevertretung  die V erw endung von 
M otorschlitten außerhalb von Straßen mit 
öffentlichem V erkehr beschränken oder 
untersagen."

3. Im bisherigen § 5, der die Bezeichnung 
§ 6 zu erhalten  hat, ist im Abs. 2 lit. b die 
Z itierung „LGBl. Nr. 21/1936, in der Fas­
sung LGBl. Nr. 12/1937" durch die Z itie­
rung „LGBl. Nr. 7/1969" zu ersetzen.

4. Die b isherigen §§ 6 bis 8 sind als §§ 7 
bis 9 zu bezeichnen.

5. Der bisherige § 9 hat zu entfallen.

6. Im § 10 Abs. 2 sind nach den W orten  „in 
die Zuständigkeit von G em eindeorganen 
fallenden A ngelegenheiten" ein Beistrich 
und die W orte „ausgenom m en jene des 
§ 4 Abs. 4," einzufügen.

7. Die §§11 bis 13 haben zu lauten:
„§ 11

Pistenwächter
(1) Gemeinden, Seilbahn- und Schilift­

unternehm en sowie in V orarlberg  beste ­
hende O rganisationen, deren satzungs­
gem äßer Zweck auch die Förderung des 
W intersports ist, können beantragen, daß 
von ihnen vorgeschlagene Personen durch 
Bescheid der B ezirksverw altungsbehörde 
als P istenw ächter bestellt w erden.

(2) Die Bestellung zum Pistenw ächter 
hat zu erfolgen, w enn ein Bedarf dafür 
gegeben ist und die gemäß Abs. 1 v o r­
geschlagene Person
a) In länder ist,
b) das 21. Lebensjahr vollendet hat,
c) für die angestreb te  T ätigkeit geeignet

und im Hinblick auf diese als verläß ­
lich anzusehen ist,

d) die Kenntnis der einschlägigen Rechts­
vorschriften nachweist und

e) der Bestellung zustimmt.
(3) W erden die im Abs. 2 lit. c und d 

genannten  V oraussetzungen nicht in je ­
nem M aße erfüllt, das für die M itw irkung 
bei der Vollziehung dieses Gesetzes durch 
M aßnahm en gemäß § 13 Abs. 5 und 6 
erforderlich ist, so ist im Bescheid über 
die Bestellung des betreffenden P isten­
w ächters ausdrücklich zu verfügen, daß 
d ieser zu M aßnahm en gemäß § 13 Abs. 5 
und 6 nicht berechtigt ist.

(4) Die Bestellung zum Pistenw ächter 
ist zu w iderrufen, w enn Um stände eintre- 
ten, die der Bestellung entgegengestanden 
w ären. Der W iderruf kann sich auf den 
Entzug der Berechtigungen gemäß § 13 
Abs. 5 und 6 beschränken. Die D auer der 
Bestellung zum Pistenw ächter ist auf 
höchstens fünf Jah re  zu beschränken.

(5) Der D ienstbereich des Pistenw äch­
ters ist im Bescheid über seine Bestellung 
festzulegen.

§ 12
Dienstausweis und Dienstabzeichen 

des Pistenwächters

(1) Dem Pistenw ächter sind von der 
Behörde, die ihn bestellt, ein D ienstaus­
w eis und ein Dienstabzeichen auszufolgen..

(2) Der D ienstausw eis ist mit einem 
Lichtbild zu versehen  und hat gegebenen­
falls auf eine bestehende Beschränkung 
gemäß § 11 Abs. 3 oder § 11 Abs. 4 zw ei­
ter Satz hinzuw eisen. Das D ienstabzei­
chen hat das Landeswappen, die A uf­
schrift „Pistenwacht" sowie die laufende 
Num m er zu enthalten, un ter welcher der 
betreffende Pistenw ächter bei der bestel­
lenden Behörde eingetragen  ist. Das N ä­
here über die Form des D ienstausw eises 
und des D ienstabzeichens ist durch V er­
ordnung der Landesregierung zu bestim ­
men.

(3) Der Pistenw ächter hat bei seinen 
D ienstgängen das D ienstabzeichen zu tra ­
gen und den D ienstausw eis bei sich zu 
führen. Mit diesem muß er sich auf V er­
langen gegenüber den von seinen A m ts­
handlungen betroffenen Personen auswei- 
sen.

(4) Erlischt die Bestellung zum Pisten­
wächter, so sind der D ienstausw eis und 
das D ienstabzeichen zurückzugeben.
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§ 13
Aufgaben des Pistenwächters

(1) Der P istenw ächter ha t bei w ahr­
genom m enen W intersportunfällen  den 
verle tz ten  Personen unverzüglich die ihm 
zum utbare Hilfe zu leisten  und erfo rder­
lichenfalls für frem de Hilfe zu sorgen.

(2) Der Pistenw ächter ist verpflichtet, 
V erw altungsübertretungen  gemäß § 15 
Abs. 1 lit. b, w enn sie auf Pisten began­
gen w erden, sowie V erw altungsübertre­
tungen gem äß § 15 Abs. 1 lit. d, e und h 
bis j der B ezirksverw altungsbehörde an­
zuzeigen.

(3) Der Pistenw ächter ist berechtigt, 
Personen, die auf Pisten V erw altungs­
übertre tungen  gemäß § 15 Abs. 1 lit. b 
begehen, w enn er sie auf frischer Tat b e ­
tritt, anzuhalten, abzum ahnen und zum 
Nachweis ih rer Iden titä t zu verhalten .

(4) Der Pistenw ächter kann die im 
Abs. 3 genannten Personen auffordern, 
ihm zur B ezirksverw altungsbehörde oder 
zum Zwecke ihrer V orführung vor diese 
zu einem  O rgan des öffentlichen Sicher­
heitsd ienstes zu folgen, w enn
a) sie ihm unbekannt sind, sich nicht aus- 

w eisen können und ihre Identitä t auch 
sonst nicht sofort feststellbar ist oder

b) begründeter V erdacht besteht, daß sie 
sich der Strafverfolgung zu entziehen 
suchen w erden oder w enn

c) sie trotz A bm ahnung in der Fortset­
zung der strafbaren  H andlung v e rh a r­
ren oder sie zu w iederholen  suchen.
(5) In Fällen besonderer Rücksichts­

losigkeit kann  der Pistenw ächter Schi­
fahrern, Schibobfahrern oder Rodlern, auf 
deren V erhalten  die Bestimmung des 
Abs. 4 lit. c zutrifft, die Benützung e in­
zelner oder aller Seilbahnen und Schlepp­
lifte seines D ienstbereiches für w enig­
stens zwei Stunden, höchstens aber für 
die D auer des betreffenden K alender­
tages, verb ieten . Der Pistenw ächter hat 
das ausgesprochene B enützungsverbot 
den in Betracht kom m enden Seilbahn- 
und Schleppliftunternehm en nach M ög­
lichkeit unverzüglich m itzuteilen.

(6) U nter den im Abs. 5 genannten 
V oraussetzungen  ist der Pistenw ächter 
berechtigt, den betreffenden Personen die 
Schier, den Schibob oder den Rodel für 
w enigstens zwei Stunden, höchstens aber 
bis 16 Uhr des betreffenden K alender­
tages, abzunehm en. Der P istenw ächter 
ha t den B etroffenen über die Abnahm e

der Sportgeräte eine B estätigung auszu­
stellen, in der auch der O rt und die Zeit 
ihre Rückgabe anzugeben sind. Können 
die Sportgeräte nicht zurückgegeben w er­
den, dann sind sie in sinngem äßer A n ­
w endung der Bestim m ungen des V erw al­
tungsstrafgesetzes über verfallene G egen­
stände zu verw erten ."

8. Im b isherigen § 11, der als § 14 zu b e­
zeichnen ist, ist die Z itierung „§§ 2 und 9 
Abs. 1 lit. b" durch die Z itierung „§§ 2, 5 
und 15 Abs. 1 lit. b" zu ersetzen.

9. Der § 15 hat zu lauten:
„§ 15

Straf- und Verfahrensbestimmungen

(1) Eine V erw altungsübertretung  be­
geht, w er
a) die A nzeige- oder A uskunftspflicht der 

§§ 3 Abs. 2, 6 Abs. 1, 9 Abs. 2 oder 
16 Abs. 1 und 2 verletzt,

b) den Bestim m ungen des § 2 oder der 
auf Grund der §§ 2 und 5 erlassenen 
V erordnungen zuw iderhandelt,

c) eine Sportstätte  .trotz U ntersagung ge­
mäß § 3 Abs. 2 be tre ib t oder benützt,

d) dem Gebot des § 4 Abs. 1 zuw ider­
handelt,

e) einer V erfügung gemäß § 4 Abs. 5 und 
7 nicht fristgerecht nachkommt,

f) eine Sportleh rertä tigkeit trotz U nter­
sagung gemäß § 6 Abs. 1 ausübt,

g) die im § 12 Abs. 4 festgelegte Pflicht 
zur Rückgabe des D ienstausw eises und 
D ienstabzeichens nicht erfüllt,

h) auf V erlangen eines Pistenw ächters 
gemäß § 13 Abs. 3 nicht anhält oder 
sich w eigert, seine Iden titä t nachzu­
weisen,

i) der A ufforderung eines Pistenw äch­
ters gemäß § 13 Abs. 4 nicht folgt,

j) einem  gemäß § 13 Abs. 5 ausgespro­
chenen B enützungsverbot zuw iderhan­
delt,

k) im Zusam m enhang m it der Teilnahm e 
an einem  sportlichen W ettkam pf Stoffe 
in M engen oder auf W egen, die nach 
den Erkenntnissen  der W issenschaft 
geeignet sind, die körperliche Lei­
stungsfähigkeit unnatürlich zu ste i­
gern, in den K örper aufnimmt.
(2) V erw altungsübertretungen  gemäß 

Abs. 1 sind, sofern d er T äter w egen die­
ses V erhaltens nicht gerichtlich bestraft 
wird, von der B ezirksverw altungsbehörde
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mit einer G eldstrafe bis zu 10.000 S oder 
mit A rrest bis zu v ier W ochen zu bestrafen.

(3) Bei V erw altungsübertretungen  ge­
mäß Abs. 1 li.t. b und c kann sta tt auf 
Geld- oder A rreststrafen  auf den V erfall 
jener Sportgeräte erkann t w erden, die bei 
der Begehung der V erw altungsübertre­
tung benützt w urden.

(4) V erw altungsübertretungen  gemäß 
Abs. 1 lit. a in V erbindung mit § 9 Abs. 2 
sind nur auf A ntrag  der Landesregierung 
zu verfolgen und zu bestrafen.

(5) In anderen B undesländern began­
gene V erw altungsübertretungen  gemäß 
Abs. 1 gelten als in V orarlberg  begangen, 
w enn der zum T atbestand gehörige Erfolg 
in V orarlberg  e ingetre ten  ist.

(6) V erw altungsübertretungen  gemäß 
Abs. 1 sind auch strafbar, w enn sie auf

dem Bodensee nicht im Inland begangen 
w erden. Zur A hndung solcher V erw al­
tungsübertretungen  ist die B ezirkshaupt­
mannschaft Bregenz zuständig.

(7) Zur E inhaltung des § 2 und der auf 
Grund der §§ 2 und 5 erlassenen V erord­
nungen sowie bei Durchführung des § 3 
Abs. 2 ist die A nw endung von Zw angs­
m itteln ohne vorausgegangenes V erfah­
ren zulässig.

(8) Die nach § 35 des V erw altungs­
strafgesetzes für die Festnehm ung erfor­
derliche V oraussetzung des B etretens auf 
frischer Tat entfällt, w enn Personen dem 
Pistenw ächter gemäß § 13 Abs. 4 zu einem 
O rgan des öffentlichen Sicherheitsdien­
stes gefolgt sind."

10. Der b isherige § 12 ist als § 16 zu be­
zeichnen.

Bericht

Durch den vorliegenden  G esetzentw urf soll 
das Sportgesetz, LGBl. Nr. 9/1968, in einigen 
Punkten den gegenw ärtigen  Erfordernissen 
entsprechend ergänzt w erden.

Am dringlichsten ist die Erlassung einer 
gesetzlichen Bestimmung, welche sicherstellt, 
daß auf Grundstücken, die gemäß § § 2 4  und 
25 des S traßengesetzes, LGBl. Nr. 8/1969, zum 
Schifahren und Rodeln benützt w erden dürfen, 
die V oraussetzungen für die A usübung dieser 
Sportarten  in den heute  üblichen Form en ge­
schaffen w erden  können. Auch das Schibob­
fahren soll m iteinbezogen w erden. Die zu d ie­
sem Zweck vorgesehenen  Beschränkungen des 
Eigentum srechtes sind unerläßlich, w enn v e r­
m ieden w erden soll, daß der besonders für die 
E inw ohner der G ebirgstäler unseres Landes 
lebensw ichtige W interfrem denverkehr zurück­
geht. Die Kammer der gew erblichen W irt­
schaft für V orarlberg, der L andesverband für 
F rem denverkehr in V orarlberg  sowie einzelne 
W intersportgem einden haben auf die Dring­
lichkeit d erartiger R egelungen hingew iesen. 
Keine der im B egutachtungsverfahren ange­
hörten  S tellen h a t deren  N otw endigkeit in 
Frage gestellt. V ielm ehr w urde von verschie­
denen Seiten eine A usdehnung der D uldungs­
pflichten auf den Z u tritt von Zuschauern bei 
Sportveranstaltungen, auf das V erlegen von 
Telefonleitungen für Rettungszwecke und 
S portveranstaltungen, das M ähen und Bewei- 
den nicht m ehr bew irtschafteter G rashänge 
sowie auf Ä nderungen der Oberfläche von 
G rundstücken und ihres Pflanzenwuchses (Pla­

n ierungen und Felssprengungen) angeregt. Die 
Landw irtschaftskam m er für V orarlberg  hat im 
B egutachtungsverfahren verlangt, daß dem be­
laste ten  G rundeigentüm er nicht nur jene W irt­
schaftserschw ernisse und V erm ögensnachteile 
vergü te t w erden, die durch die A usübung der 
in Aussicht genom m enen D ienstbarkeiten  en t­
stehen, sondern daß daneben und unabhängig 
davon die bloße Pflicht zur G estattung der 
Benützung der G rundstücke abgegolten wird. 
Der Entwurf schlägt einen M ittelw eg ein: Es 
sollen einerseits nur die für einen zeitgem ä­
ßen W in tersportbetrieb  unerläßlichen Be­
schränkungen des G rundeigentum s eingeführt 
w erden, w ährend  die Einräum ung darüber 
h inausgehender Rechte, wie sie oben b e i­
spielsw eise angeführt sind, dem V ertragsw ege 
überlassen  bleibt. Dagegen wird andererseits 
vorgeschlagen, daß wohl in den Fällen des 
E intrittes von W irtschaftserschw ernissen bzw. 
verm ögensrechtlichen N achteilen Entschädi­
gungen gew ährt werden, für das Duldenm üs­
sen an sich aber kein Entgelt geschuldet wird. 
Auch in der Schweiz, wo der G rundsatz der 
E igentum sfreiheit hoch geschätzt wird, sehen 
die dem vorliegenden Entwurf vergleichbaren 
V orschriften über die F reihaltung des G elän­
des zur A usübung des W intersports — solche 
R egelungen bestehen  in den K antonen Glarus, 
G raubünden und St. Gallen — nur den Ersatz 
e ingetretener Schäden, nicht aber die Entgelt­
lichkeit der L egalservitu ten  selbst vor. Die 
Begründung der im Entwurf form ulierten 
öffentlich-rechtlichen Duldungspflichten b ietet
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dem G rundeigentüm er insofern einen Schutz, 
als sie die Ersitzung von D ienstbarkeiten, 
welche die F reiheit des Eigentum s viel em p­
findlicher einschränken — zu denken ist vor 
allem  an die aus dem Bestand einer D ienst­
barkeit sich allenfalls ergebende U nzulässig­
keit der Bebauung des belasteten  G rundstückes 
— , verhindert. Das A usüben der den vorgese­
henen Duldungspflichten korrespondierenden  
Berechtigungen kann nämlich nicht als Besitz­
ausübung im Sinne des Privatrechtes (§ 312 
ABGB) gew ertet w erden  und daher auch nicht 
zur Ersitzung führen (vgl. die Entscheidungen 
des O bersten  Gerichtshofes vom 3. Dezember 
1912, Rv. II, 1090/12, vom 19. A pril 1961, 
5 Ob 122 und vom 10. M ai 1966, 8 Ob 106/66).

Um die Sicherheit des W in te rspo rtbe trie ­
bes zu erhöhen, sieht der Entw urf im § 5 die 
M öglichkeit des V erbotes bzw. der Beschrän­
kung der V erw endung von M otorschlitten 
oder ähnlichen G eräten  sowie den Einsatz von 
Pistenw ächtern vor, die bei U nfällen Hilfe zu 
leisten  und — ausgesta tte t m it den notw end i­
gen behördlichen Befugnissen — für die O rd ­
nung auf den Pisten zu sorgen haben.

Als w eitere  N euerung gegenüber dem gel­
tenden G esetz ist der Versuch der Form ulie­
rung eines D opingverbotes im § 15 Abs. 1 
lit. k zu erw ähnen.

Die Erlassung von V erordnungen betref­
fend die V erw endung von M otorschlitten hat, 
wie sich aus dem  Zusam m enhalt mit der Rege­
lung des § 10 des geltenden G esetzes ergibt, 
durch die Gem einde im eigenen W irkungs­
bereich zu erfolgen. Die Festsetzung der Ent­
schädigungen gemäß § 4 A b s . 4 geschieht 
durch Bescheid des Bürgerm eisters im über­
tragenen  W irkungsbereich der Gemeinde. 
Diese Regelung folgt der Rechtssprechung des 
V erfassungsgerichtshofes (vgl. das Erk. Slg. 
6088/1969), wonach die Entscheidung über eine 
im Zusam m enhang mit einer hoheitlichen 
E igentum sbeschränkung gesetzlich vorgese­
hene Entschädigung keine A ngelegenheit des 
e igenen W irkungsbereiches sein kann, w enn 
es der G esetzgeber für erforderlich gehalten 
hat, letzten  Endes die Entscheidung den 
ordentlichen Gerichten zu übertragen. Die 
B estellung der Pistenw ächter kann  vor allem 
deshalb nicht dem  eigenen W irkungsbereich 
der Gem einde zugeordnet w erden, weil die 
A ufgaben der Pistenw ächter im engen Zusam ­
m enhang m it dem  V erw altungsstrafverfahren  
stehen, dessen D urchführung im Sinne der 
Rechtssprechung des V erfassungsgerichtshofes 
(vgl. das Erk. Slg. 5579/1967) kein  G egenstand 
des eigenen W irkungsbereiches der Gem einde 
ist.

Im einzelnen wird bemerkt:

Zu Z. 1:
§ 4 Abs. 1 bis 4:

Durch die vorgesehenen  neuen Abs. 1 und 2 
des § 4 sollen die bereits im allgem einen Teil 
der E rläuternden B em erkungen erw ähnten  ge­
setzlichen Serv itu ten  geschaffen w erden. Der 
Kreis der Berechtigten ist auf Gemeinden, 
Seilbahn- und Schiliftunternehm en sowie auf 
V orarlberger W in tersportorganisationen  ein­
geschränkt. Dies entspricht den bereits beste ­
henden V erhältnissen. Die festgelegten  Dul­
dungspflichten knüpfen an d ie in den §§ 24 
und 25 des Straßengesetzes norm ierte W ege­
freiheit an, die allerdings durch die Regelung 
des Abs. 3 eine A usw eitung bezüglich des 
Schibobfahrens erfährt, das seit der Zeit der 
Erlassung des S traßengesetzes beachtliche 
V erbreitung  gefunden hat. Der Zusam m en­
hang m it den zitierten  P aragraphen  des S tra­
ßengesetzes hat zur Folge, daß die ins Sport­
gesetz aufzunehm enden L egalservitu ten  den­
selben Beschränkungen un terliegen  wie die 
W egefreiheit selbst (vgl. den 6. Abschnitt des 
S traßengesetzes).

Die Bestimmung des Abs. 1 lit. c w ird en t­
behrlich w erden, sobald ein entsprechendes 
Landesgesetz über das R ettungsw esen in Kraft 
tritt.

Die bereits besprochene Entschädigungs­
regelung ist im Abs. 4 enthalten . Es ist ein 
zw eistufiges V erfahren vorgesehen. Zunächst 
h a t der Bürgerm eister nach A nhörung des 
G em eindevorstandes die Entschädigung durch 
Bescheid zu bestim m en. Den N utzungsberech­
tig ten  steh t aber der W eg zum Gericht offen. 
Dieses hat im außerstre itigen  V erfahren, das 
sich für die Lösung rechtsgestaltender A uf­
gaben besonders eignet, zu entscheiden. Als 
N utzungsberechtigte kom m en je nach Lage 
des Falles etw a der G rundeigentüm er, ein 
sonst dinglich Berechtigter oder der Pächter 
in Frage.

§ 4 Abs. 5 bis 8:
Diese Regelungen stim m en w eitgehend mit 

jenen  des § 4 Abs. 1 bis 3 des Stam m gesetzes 
überein. A llerdings bezieht sich der § 4 Abs. 1 
des Sportgesetzes in der geltenden Fassung 
nur auf besonders wichtige M öglichkeiten der 
A usübung des Schisports. N unm ehr soll der 
G em eindevorstand auch zum Zwecke der H er­
stellung oder A ufrechterhaltung von beson­
ders w ichtigen M öglichkeiten d e r A usübung 
des Schibob- und R odelsports die Schaffung 
von H indernissen v ersagen  und die Beseiti­
gung bestehender H indernisse verfügen kön-
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nen. Ferner soll die Regelung auf die U nter­
sagung des Pflanzens von Bäumen und Sträu- 
chern sowie auf die A nordnung der Beseiti­
gung einzelner Bäume und Sträucher ausge­
dehn t und die M öglichkeit eröffnet w erden, 
das D üngen auf Pisten w ährend der Saison zu 
untersagen.

A nders als b isher soll in Ü bereinstim m ung 
mit der Regelung des im Entw urf vo rgese­
henen  § 4 Abs. 4 die gerichtliche Festsetzung 
des Entschädigungsbetrages im außerstre iti­
gen V erfahren  erfolgen.

Zu Z. 2:
In der letzten  Zeit sind auch in W in te r­

sportgebieten  unseres Landes vereinzelt schon 
S törungen des W intersportbetriebes durch 
M otorschlitten aufgetreten . Um derartigen  
B eeinträchtigungen der Sportausübung in H in­
kunft begegnen zu können, soll der G em einde­
vertre tu n g  die M öglichkeit eingeräum t w er­
den, die V erw endung von M otorschlitten 
außerhalb  von S traßen mit öffentlichem V er­
kehr zu beschränken oder zu untersagen. Als 
M otorschlitten w erden vorw iegend zur Beför­
derung von Personen bestim m te Fahrzeuge 
verstanden , die durch technisch freigem achte 
Energie angetrieben  w erden und zum Fahren 
auf einer Schneedecke geeignet sind. Die Ge­
m eindevertretung  w ird bei der Erlassung der­
artiger V erordnungen zu beachten haben, daß 
der Einsatz von M otorschlitten für Zwecke des 
R ettungsw esens, der leichteren Bewirtschaf­
tung en tlegener A nw esen und dergleichen 
nicht ausgeschlossen wird.

Zu Z. 3:
Die Ä nderung träg t dem Um stand Rech­

nung, daß das Schischulengesetz im Jah re  1969 
neu  kundgem acht w urde.

Zu Z. 4:
Die V erschiebung der Paragraphenbezeich­

nung muß w egen der Einfügung des neuen 
§ 5 erfolgen.

Zu Z. 5:
Aus form alen G ründen sollen die Straf- und 

V erfahrensbestim m ungen m ehr an das Ende 
des G esetzes gestellt w erden (vgl. Z. 9).

Zu Z. ß:
W ie im allgem einen Teil der E rläuternden 

Bem erkungen gesagt w urde, kann die im § 4 
Abs. 4 vorgesehene verw altungsbehördliche 
Festsetzung des Entschädigungsbetrages nicht 
im eigenen W irkungsbereich der Gem einde 
erfolgen. Es ist daher notw endig, im § 10 
Abs. 2 eine entsprechende A usnahm e zu v e r­
fügen.

Bregenz, am 12. O ktober 1971

Zu Z. 7:
Ähnlich wie im N aturschutzgesetz, LGBl. 

Nr. 36/1969, (vgl. den Bericht zu Z. 16 der Re­
g ierungsvorlage betreffend das Gesetz über 
eine Ä nderung des N aturschutzgesetzes, Bei­
lage 6/1969), sollen auch zur M itw irkung bei 
der V ollziehung des Sportgesetzes eigene O r­
gane, welche die Bezeichnung „Pistenwächter" 
erhalten, eingesetzt w erden können. Die 
Rechte und Pflichten der P istenw ächter sind 
im § 13 des Entw urfes im einzelnen bestimmt. 
Die P istenw ächter sind als obrigkeitliche O r­
gane bzw. Personen im Sinne des § 68 StG. 
und des Art. VIII EGVG. 1950 sowie als O r­
gane der öffentlichen Aufsicht im Sinne der 
§§ 39 Abs. 2 und 50 Abs. 1 VStG. 1950 und des 
§ 9 Abs. 1 VVG. 1950 anzusehen.

Zu Z. 8:
Die Ä nderung der Z itierung ist notw endig, 

weil die M itw irkung der B undesgendarm erie 
auf die Regelungen betreffend die M otor­
schlitten ausgedehnt und der Paragraph über 
die Straf- und V erfahrensbestim m ungen — 
wie bereits erw ähn t — m ehr an das Ende des 
G esetzes gerückt w erden soll.

Zu Z. 9:
Durch die Ä nderung der Strafbestim m un­

gen w erden in erster Linie die in das Gesetz 
neu einzufügenden R egelungen mit den nö ti­
gen S trafsanktionen versehen  (vgl. § 15 Abs. 1 
lit. d, g, h, i und j des Entwurfes). Das im a ll­
gem einen Teil der E rläuternden Bem erkungen 
erw ähnte D opingverbot ist im § 15 Abs. 1 lit. k 
des Entwurfes ausgesprochen.

Die Einführung des Strafm ittels des V er­
falles (§ 15 Abs. 3) neben den Geld- und A r­
reststrafen  verspricht eine größere W irksam ­
keit der Strafbestim m ungen.

Durch die Bestimmung des § 15 Abs. 8 soll 
die M öglichkeit geschaffen w erden, daß O r­
gane des öffentlichen S icherheitsdienstes Per­
sonen, die der A ufforderung eines P isten­
wächters gemäß § 13 Abs. 4 gefolgt: sind, fest­
nehm en dürfen, obgleich sie abweichend von 
den Bestim m ungen des § 35 VStG. 1950 nicht 
vom festnehm enden O rgan selbst, sondern 
von einem  Pistenw ächter auf frischer Tat be­
tre ten  w urden. Die Ermächtigung des Landes­
gesetzgebers, eine solche Regelung zu treffen, 
erg ib t sich aus § 35 VStG. 1950, der hinsicht­
lich der Festnehm ung gesetzliche Sonderrege­
lungen für zulässig erklärt.

Zu Z. 10:
Die Ä nderung der Bezeichnung des b is­

herigen § 12 ergib t sich aus der Einfügung der 
neuen §§ 5 und 11 bis 13.
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